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Große Demonstration in Stuttg ar t
Über 2.000 Menschen gingen auf die Straße und äußerten lautstark
und eindrucksvoll ihren Unmut

Stutt gart . Gegen zu hohe Strahlen-
belastung und niedrigere gesetzliche  
Grenzwerte gingen Anfang November 
über 2.000 Menschen in Stuttgarts 
Innenstadt auf die Straße.  Aufgerufen 
zur Demonstration hatte unter an-
derem das Aktionsbündnis für strah-
lungsfreie Lebensräume und andere 
Bürgerinitiati ven. Die Initiat oren wer-
teten die Demonstration als vollen 
Erfolg. 
Auftritt e verschiedener Redner mach-
ten den Demonstranten und den Zuhö-
rern klar, dass dringender  Hand-
lungsbedarf  besteht. Die Grenzwerte 
seien viel zu hoch. Für sensible Men-
schen, deren Zahl auf mindestens 6% 
der Bevölkerung geschätzt werde 
(Tendenz steigend) werde ein gesun-

des Lebensumfeld gefordert. Baden 
Würtembergs Gesundheitsminister-
in Monika Stolz (CDU) wurde zu 
Gesprächen aufgefordert. 

Ignor anz der Landesregierung
Des Weiteren wurde die Ignoranz der 
Landesregierung zum Thema Gefahr-
en von Mobilfunk kritisiert . Diese ver-
harmlose die großen Probleme elek-
trosensibler Menschen, in dem sie viel 
niedrigere Zahlen an Betrof-fenen 
angebe als beispielsweise das Bun-
desamt für Strahlenschutz (BfS). 
Die Band “Die Bandbreite” rappte 
ihren  bekannten  Song “Handyphob”.
Alle waren sich einig, das ein Um-
denken bezüglich Mobilfunk ein-
setzen müsse. Bild Abstrahl/Text mowo
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Freibur g. Mit einer spektakulären 
Aktion haben Aktivisten des Aktions-
bündnisses für strahlungsfreie Le-
bensräume –kurz AB-StrahL- einen 
O2- Mobilfunkmast in St. Märgen bei 
Freiburg abgeschaltet. 
Eine Aktivistin hat sich auf dem 
Sendemast vorübergehend ange-
kettet, um das Wiedereinschalten des 
Senders zu verhindern. Sie entrollten 
ein Transparent mit der Aufschrift 
„Funkloch erhalten!”.

Rettung für einen Elektr osensiblen
Ziel der Aktion ist es, eines der letzten 
Funklöcher zu erhalten, in dem ein 
hochgradig Elektrosenibler  über-
wint ern muss. Der 32-jährige Ulrich 
Weiner, dessen Elektrosensibilität u.a. 
von der Universität Freiburg bestätigt 
wurde und der auch nach einem psy-
chiatrischen Gutachten nicht unter 
psychosomat ischen Gesundheits-
problemen leidet, ist auf Grund seiner 
Krankheit  auf Funklöcher  ange-
wiesen. Er lebt in einem kleinen 
Wohnwagen bevorzugt auf einem 
Parkplatz unterhalb von St. Märgen. 
Der 2008 errichtete Sender von O2 
bestrahlt mittlerw eile den Parkplatz 
und zwang Ulrich Weiner zur Flucht in 
ein anderes Funkloch. Dieses ist 
jedoch nicht winter tauglich, die 
Versorgung des Kranken dort mit 
Lebensmitteln und Medikamenten im
Winter kaum möglich.

Bisher ohne Alt ernati ve
Alternativen zum Standort St. Märgen 
gibt es für Ulrich Weiner nicht. „Dies 
ist der einzige Platz bisher, an dem ich 
von den Behörden geduldet werde. An 
allen anderen Orten werde ich wegen 
„Wildcampens“ verjagt. Kein Antrag 
auf Aufenthaltsgenehmigung wurde 
bislang bewilligt . Wo, bitt e, wo soll ich 
noch hin?“ fragt Ulrich Weiner am 
Aktionsort .
Der Betreiber des Senders, O2 wir d 
aufgefordert, den Sender für die 

Rett et die 
Funklöcher
Ein weiteres Mal wurde ein
Funkmast kurzfristig stillgelegt.
Für den Verein Abstrahl e.V. 
ist das kein Spaß, sondern 
die  einzige Möglichkeit, Gehör
zu finden.  

Dauer der Anwesenheit des Elektro-
sensiblen Ulrich Weiner im Gebiet St. 
Märgen ausgeschaltet zu lassen. Für 
eine entsprechende rechtsverbind-
liche Erklärung wurde O2 von AB-
StrahL eine Frist gesetzt.

SEK beendete die Aktion
O2 wurde durch das Anwaltsbüro 
Mann & Müller in Freiburg aufgefor-
dert, den Sender abgeschaltet zu 
lassen.  Ein Sondereinsatzkommando 
der Polizei hat mit Unterstützung der 
Feuerwehr am Abend die Aktion in St. 
Märgen beendet. Kletterer der Polizei 
durchtrennten die Kette der Aktivis-
tin und holten sie vom Sendemast. Die 
Personalien der Aktivisten wurden 

festgestellt und Material beschlag-
nahmt.
„Wir gehen davon aus, dass O2 den 
Sender sogleich wieder in Betrieb 
nehmen wir d. Jetzt weiß ich gar nicht 
mehr wo ich hin soll.“ sagt Ulrich 
Weiner, der um sein Funkloch kämpft.
Insgesamt fünf Stunden haben die 
Aktivisten in der Kälte bei Schneefall 
und Regen ausgeharrt bevor sie den 
Platz räumen mussten.
Das Aktionsbündnis hat angekündigt, 
rechtliche Schritte gegen O2 prüfen zu 
lassen. „Wir  werden weiter  für  
strahlungsfreie Lebensräume kämpf-
en. Die Elektrosensiblen haben über-
haupt keine andere Wahl!“ so Weiner 
weiter. Text/Bild Abstrahl

Kondom für die Antenne. Beginn der Aktion, die für den elektrosensiblen Ulrich Weiner 
lebenswichtig ist. Sein Funkloch muss erhalten bleiben, das jetzige Quartier ist nicht 
wintertauglich. Bild: Abstrahl e.V.

news 01-2010  > Seite 2 <



Blockierten den Weg. Baltmannsweiler Bürger reagierten sofort und verhinderten
das Abladen der Sendeanlage

Baltmannsw eiler . Nach jahrelangen 
ergebnislosen Verhandlungen mit der 
Gemeinde, versuchte O2 am ver-
gangenen Freitag gegen den Willen 
von Verwaltung und Bevölkerung 
einen Mobilfunksendemast im Wohn-
gebiet zu stellen. 
Das ließen sich die Bürgerinnen und 
Bürger der Schurwaldgemeinde nicht
gefallen und blockierten den LKW mit 
einem quergestellten Gabelstapler. 
Bürgermeister Martin König stoppte 
schließlich per Polizeirecht das Ab-
laden des Masten.
Bürgerinnen und Bürger, Gemeinde-
räte und Bürgermeister stehen Schul-
ter an Schulter. Sie sind sich einig: In 
der Gemeinde Baltmannsweiler soll 
es keine weiteren Mobilfunksende-
anlagen geben. Die Bevölkerung ist 
durch die Anlagen in Hohengehren, 
am Weißen Stein (Plochingen) und in 
Lichtenwald mehr als genug mobil 
versorgt und auch bestrahlt. 

O2 sucht seit Jahren einen Standort
im Wohngebiet
Das Mobilfunkunt ernehmen O2 sucht 
seit Jahren einen Standort für eine 
weitere Sendeanlage in Baltmanns-
weiler. Bürger und Gemeinde sind 
sich jedoch einig, dass der Handy-
Empfang ausreichend ist und im Ge-
meindegebiet keine weiteren Sende-
anlagen nötig sind. Dies ging einige 
Jahre gut. Doch nun fand O2 in der 
Telekom eine Verbündete, und es kam 
zu einem Mietvertr ag über ein Grund-
stück der Telekom, mitt en in einem 
Wohngebiet von Baltmannsweiler. 
Dort will O2 nun eine Sendeanlage 
err ichten, gegen den Willen der  
Dorfbevölkerung. Gesprächen mit der 

O2 versucht Gemeinde
übers Ohr zu hauen 

Gemeinde ging O2 aus dem Weg und 
versuchte stattdessen in einer Nacht- 
und Nebelaktion den Sendemast ’mal 
schnell aufzustellen’. Mit dem starken 
Willen und der unbändigen Einsatz-
freude der Baltmannsweiler Bürger 
hatten sie allerdings nicht gerechnet.

Bei Nacht und Nebel
Anwohner beobachteten in der Nacht 
zum 9. Oktober, dass in dem Gebäude 
der Telekom in der Zinkstraße 41 - 
dem geplanten Standort - Arbeiten 
verrichtet wurden. Mehrere Männer, 
die in unauffälligen Fahrzeugen ohne 
Firmenaufdruck gekommen waren, 
gingen ein und aus. Sie hantierten mit 
Kabeln und kamen am anderen 
Morgen aus der Tür des Hauses. Auf 
Fragen der Nachbarschaft hieß es 
zunächst, es hätte ein Schloss repa-
riert w erden müssen. Später behaup-
teten die Männer, eine Batterie hätte 
gewechselt werden müssen. Fakt ist: 
Es war abends jemand im Haus und 
am frühen Freitagmorgen wurde das 
Haus verlassen. Dies machte die 
Anwohner hellhörig und sie benach-
richtigt en den Bürgermeister, der um-
gehend bei O2 nachhakte. Er bekam 

die telefonische Auskunft , dass O2 
nichts von nächtlichen Arbeiten wisse 
und dass es sich vermutlich um War-
tungsarbeiten der Telekom handle.

Mit Einsatz und Gabelstabler
Um 11:00 Uhr hatte O2 angeblich 
noch nichts von den nächtlichen Ar-
beiten gewusst, um 14:30 Uhr fuhr ein 
LKW mit bereits montiert em Sende-
mast in die Straße ein, so dass er nur 
noch hät te aufgestel l t  wer den 
müssen. Den Aufbau des Mastes hatte 
man bereits auf einem Waldparkplatz 
bewerkstelligt , angeblich weil vor Ort 
nicht genügend Platz sei. Wäre es 
vielleicht möglich, dass die Bevölker-
ung nichts mitbekommen sollte? 

Nicht verkehrssicher er Transport
Der LKW hätte so gar nicht fahren 
dürfen, weil er eine erhebliche Gefahr 
für die Bevölkerung darstellte. Er war 
zu hoch, zu breit, die Ladung war nicht 
ausreichend gesichert und er hätte als 
Schwertransport nur unter Polizei-
schutz fahren dürfen. Auch wurde die 
Straße nicht vorschriftsgemäß abge-
sperrt .
Weiter auf Seite 4.

Wie ein Krimi:
Heimlich still und leise
mal eben einen 
Sendemast inst allier en

Baltmannsweiler Bürger 
setzen sich zur Wehr
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Eines von vielen spontanen Transparenten
bei der Demonstration der besorgten 
Anwohner

Gabelstabler stoppt  Sendemast
Nur das entschlossene und blitz-
schnelle Eingreifen von Bürgern aus 
der Nachbarschaft konnte verhin-
dern, dass der Sendemast ruckzuck 
aufgestellt  wurde. Ein beherzter  
Bürger fuhr mit dem Gabelstapler vor 
und blockierte den LKW so, dass ein 
Abladen unmöglich wurde. Innerhalb 
kürzester Zeit versammelten sich ca. 
100 Menschen um das Geschehen. Die 
Polizei fuhr mit mehreren Streifen vor 
und auch der Bürgermeister war 
gleich zur Stelle. Nach stundenlangem 
Verhandeln mit dem zuständigen 
Herrn der DFMG, die den Mast stellen 
sollte, und sich O2 telefonisch nicht 
verhandlungsbereit zeigte, beschloss 
der Bürgermeister in seiner Funktion 
als oberste Polizeiinstanz der Ge-
meinde, der Posse ein Ende zu be-
reiten und ein Abladen zu verbieten, 
da ein Aufrechterhalten der öffent-
lichen Ordnung nicht gewährleistet 
sei. Unter Beifall aus der Menge 
verließ der LKW den Platz, diesmal 
mit polizeilichem Geleit. 

Der Tag danach
Samstag versammelten sich darauf-
hin etwa 400 Menschen aus der 
Gemeinde bei strömendem Regen, um 
gegen diese Aktion zu demonstrieren. 
„Wir wollen das nicht“ und „so geht 
man mit  uns nicht um“ ist  die 
einhellige Meinung. An einem Info-
stand der Initiati ve Gesunder Schur-
wald und des Mobilfunk Bürger-
forum e.V. konnten die Demonstrier-
enden sich über  den Stand der  
Technik, politische und rechtliche 
Fakten und gesundheitliche Risiken 
informieren.
Der Bürgermeister und zwei Redner 
aus der Initiati ve berichteten über 
den Hergang sowie über die recht-
liche Situation. Jeder Pr ivatmann 
braucht für ein kleines Dachfenster 
eine Genehmigung, wohingegen eine 
Mobilfunksendeanlage bis zu einer 
Höhe von 10 m (nur der Dachaufbau, 
ohne Gebäude) genehmigungsfrei ist. 
Strafbar nach dem Tatbestand der 
Nötigung machten sich also die Men-
schen, die den Aufbau verhinderten, 
und nicht diejenigen, welche die Be-
völkerung gefährden, indem sie 
Sendemasten aufstellen.
Bürgermeister König: "Solche Sende-
anlagen werden vom Gesetzgeber als 
unbedenklich eingestuft, daher ist 
unsere Lage sehr schwierig." Er führt e 
zudem aus, dass es keine rechtliche 
Handhabe gegen die Betreiber gibt 

und dass nur durch massiven Druck 
aus der Bevölkerung vielleicht etwas 
erreicht werden kann. 

Bür germeist er König enttäuscht
Wie viele der Bürger wunderte auch 
er sich über die Vorgehensweisen der 
Mobilfunkbetreiber: "Ich bin ent-
täuscht darüber, dass hier hinterrücks 
mit der Brechstange vorgegangen 
wir d", so König in seiner Ansprache.
Die Redner der Initiati ve baten die 
Bevölkerung darum, weiter am Ball zu 
bleiben und bereit für neue Aktionen 
zu sein. Außerdem forderten sie die 
Anwesenden dazu auf, ihre Gewohn-
heiten zu überprüfen.
Durch Reduzierung der Nachfrage 
könne der Bedarf an Basisstationen 
reduziert werden, was zusätzliche 
Sendeanlagen unnötig machen könn-
te. Nach Auffassung der Initiati ve 
wurden bei der Gesetzgebung - vor 
allem was die Grenzwerte betrifft - 
Gesundheitsgefährdungen billigend 
in Kauf genommen. Hier bestehe 
dringender Nachholbedarf.  Solange 
die Unbedenklichkeit der Technologie 
nicht erwiesen ist, widerspr echen 
diese Gesetze in den Augen der Initia-
t ive dem Grundgesetz Ar t ikel 2, 
wonach jeder Mensch ein Recht auf 
Leben, Gesundheit und körperliche 
Unversehrtheit hat.

Wie geht es weit er?
Bürgermeister Martin König wir d ein 
Gespräch mit O2 führen, bei dem O2 
ihm die Gründe für die Notwendigkeit 
dieser Anlage demonstrier en will. 
Warum O2 weder einen Anwohner 

Die anschließende Demonstration der Bürger von verlief ebenso friedlich, obwohl  viele
Menschen das Verhalten von O2 und Telekom nicht gut finden.

noch einen Vertr eter der Initiati ve bei 
dem Gespräch dabeihaben will, ist 
den Bürgern nicht verständlich und 
fördert ihr Vertr auen nicht.
Die Bevölkerung wir d den Aufbau der 
Sendeanlage nicht hinnehmen. O2, 
aber auch die Telekom als Vermieter, 
müssen mit Klagen aus der Nachbar-
schaft bezüglich versuchter Körper-
verletzung, Gefährdung, aber auch 
wegen Wertminderung der Grund-
stücke rechnen und mit weiteren 
öffentlichen Aktionen der Bürger-
innen und Bürger, die ihrem Image in 
der Öffentlichkeit nicht förderl ich 
sein werden. 

Kunden dr ohen mit Kündigung
Außerdem überlegen sich viele Bür-
ger der Gemeinde, ihre Vertr äge mit 
O2 zu kündigen, sollten diese ihr Ge-
schäftsgebaren in dieser Form auf-
rechterhalten.

Text: Dipl.-Biol. Claire Herrmann, Baltmanns-
weiler, 
Bildmaterial: Gesunder Schurwald e.V.
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Nachspiel:

Stutt gart . Nachdem in Baltmanns-
weiler das Aufstellen eines Mobil-
funkmastes durch die Bevölkerung 
verhindert  wurde, hat der Baden 
Wür ttembergische Landtagsabge-
ordnete und Landtagsvizepräsident 
Wolfgang Drexler die Haltung der 
Landesregierung in Bezug auf die 
Aufstellung von Mobilfunk-Sende-
masten kritisiert . 
Die CDU-FDP-Mehrheit hatte gegen 
den Willen der SPD-Landtagsfraktion 
in der Landesbauverordnung fest-
schreiben lassen, dass die Aufstellung 
von Antennen mit einer Höhe unter 
10 Metern nicht genehmigungs-
pflichtig ist.

Antennen-Anlagen wieder geneh-
migungspflichtig machen
"Damit hat die Landesregierung den 
Kommunen und damit auch den 
durch die Gemeinderäte vertr etenen 

Die Geschichte in Baltmannsweiler hatt e ein Nachspiel: 
Baden-Württ emberg-SPD will Änderung der Landesbauverordnung
Landtagsvizepräsident Wolfgang Drexler kritisiert Landesregierung wegen Freibrief 
für Mobilfunk-Antennen, SPD-Fraktion will Überarbeitung der Landesbauverordnung

Erster Landtagsvizepräsident 
Wolfgang Drexler fordert neue Richtlinien

Menschen vor Ort in vielen Fällen die 
Mögl ichkei t  genommen, auf die 
Aufstellung der Antennen Einfluss zu 
nehmen”, so Drexler.
Die SPD-Landtagsfraktion will sich 

nun mit einem Änderungsantrag bei 
der zurzeit anstehenden Überar-
beitung der Landesbauverordnung 
dafür einsetzen, solche Antennenan-
lagen wieder genehmigungspflichtig 
zu machen. "Selbst wenn wie in 
Baltmannsweiler  große Teile der 
Bevölkerung, die Gemeindeverwal-
tung und der Gemeinderat gegen eine 
solche Aufstellung sind, haben sie 
daher aus juristischer Sicht keine 
Möglichkeit, sich zu wehren. Wir 
hoffen", so Drexler, "dass sich die 
Fraktionen der CDU und der FDP die-
ser Forderung anschließen werden. 
Es ist für betroffene Bürgerinnen und 
Bürger kaum nachvollziehbar, dass 
kleinere Änderungen an ihren Bauten 
genehmigungspflichtig sind, sie aber 
Mobi l funkantennen gegen ihren 
Willen und dem der Kommune hin-
nehmen müssen.”
Diagnose Funk

Brüssel. Man impft uns vorsichts-
halber gegen die Schweinegrippe, hat 
Bedenken gegen Gen- und Nano-
technik, die Politik geht gern auf Num-
mer sicher. Ganz anders beim Mobil-
funk. 
Seit gut 15 Jahren sind wir alle der 
Handystrahlung ausgesetzt, ob wir 
Handys nutzen oder nicht. Lang-
zeitrisiken wie ein mögliches Krebs-
risiko sind noch nicht abgeklärt, ein 
Spiel auf Risiko.

Benutzer werden immer jünger
Kinder nehmen in ihrem Körper mehr 
Strahlung auf, sind empfindlicher als 
Erwachsene und sind so deutlich 
weniger  gegen Mikrowel len ge-
schützt, viele Kinder in Europa tele-

fonieren schon mit acht Jahren das 
erste Mal mit dem Mobiltelefon. Die 
Sendeleistung der Handys sind zwar 
schädlicher als die von Masten, Mobil-
funkmasten strahlen aber ihre Mikro-
wellen rund um die Uhr ab, für die Sen-
deleistung ist max. 41 V/m der Grenz-
wert.
Jo Leinen, SPD, Mitglied des euro-
päischen Parlaments : „Wir setzen Mil-
lionen Menschen diesen Strahlen aus. 
Wir wissen auch, dass viele daran 
erkrankt sind, vielleicht sogar auch 
gestorben sind, und es wäre höchste 
Zeit, einen hohen Schutz für die Bür-
gerinnen und Bürger in der Europäi-
schen Union einzuführen,  wir brau-
chen eine europaweite Regelung" 

Europaabgeordneter for dert
Schutz der Menschen
“Wir setzen Millionen diesen Strahlen aus”. Bemerkenswertes Statement des
Abgeordneten Jo Leinen zum Thema Mobilfunk im WDR

Aus der WDR-Reportage: „Vernetzt und 
verstrahlt" 28.10.2009
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Frankr eich st ar t et Test mit
Grenzwertsenkung 
16 Städte wurden ausgewählt um die Senkung
auf 0,6 V/m zu testen

Paris. Während eines runden Tisches 
der französischen Regierung, der im 
Mai zu Ende ging, wurde ein Komitee 
(COMOP) gebildet, das ein Experi-
ment der Staatssekretärin für Um-
weltschutz, Chantal Jouanno, die elek-
tromagnetische Strahlenbelastung 
von Mobi l funk-Sendeanlagen zu 
reduzieren, begleitet. Der Test erfolgt 
in Zusammenarbeit mit Nathalie 
Kosciusko-Morizet, Staatssekretärin 
für digitale Wirtschaft.

Viele haben sich beworben
Insgesamt haben sich 238 Gemein-
den, Städte und Landkreise für diesen 
Test beworben. Die Grenzwerte sollen 
versuchsweise von 61V/m auf 0,6 
V/m, das entspricht 1000 µW/m², 

Chantal Jouanno, 40, Staatssekretärin für 
Umwelt und zwölffache Karatemeisterin 
Frankreichs, ist der neue Star der Regier-
ung Sarkozy. Die ehemalige Spitzensport-
lerin gilt als verlässliche Mitstreiterin des 
Staatschefs. 
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Stutt gart . „Telekom – Go Home - Der 
Mast muss weg! “ – mit einem überdi-
mensionalen Banner protestierten  
gut 50 Anwohner der Bebelstraße 
(Stuttgart-West) gegen einen neuen 
Handymast. Der Protest in der Bebel-
straße war  nicht zu übersehen: 
Luftballons in der Widerstandsfarbe 
Orange machen auf den Handymast 
aufmerksam. Die Bürgerinitiativen 
Stuttgart West fordern, dass dieser 
Mast nicht in Betrieb geht, es gibt 
keinen Grund: Die Versorgung ist 
bereits gewährleistet. Sie fragen, wo 
die vielbeschworene Bürgerbeteili-
gung geblieben ist, selbst die angren-
zenden Hausbesitzer wussten von 
nichts. 

Heimlich, ohne das 
Wissen der Anwohner
Die Wut ist groß, aber auch die Sorge, 
dass die ohnehin schon hohe Strah-
lenbelastung im Stuttgarter Westen 
weiter steigt. Sie liegt jetzt schon um 
das Hundertfache über den Werten, 
die der  BUND als unbedenklich 
ansieht. Und wieder bestrahlt der 
Mast zwei Schulen. 

Peter Hensinger, Sprecher der Bür-
gerinitiati ven kritisiert: „ Jeder Netz-
betreiber baut neue UMTS-Masten, 
das wäre so, als baue jede Autofirma 
ihre eigene Autobahn. Die Folgen 
kontrolliert niemand, die Politik muss 
hier endlich regulierend eingreifen.“ 
Weiter sagte er: „ Wir sind Mobilfunk-
kritik er, nicht Gegner.  Wir kritisier en 
scharf, dass eine gesundheitsschäd-
liche Technologie ohne Berücksichti-
gung der technischen Alternativen 
ausgebaut wir d.“

Eltern stellen unbequeme Fragen
Auf der Protestversammlung waren 
viele junge Eltern mit ihren Kindern. 
Eine junge Mutter brachte die Sorgen 
auf den Punkt: „Welche Folgen wir d 
die Dauerstrahlenbelastung auf mein 
gerade mal zwei Monate altes Baby 
haben, wenn selbst die Bundesre-
gierung sagt, man könne über die 
Langzeitauswirkungen auf Kinder 
nichts sagen? Dieser Feldversuch 
macht mir Angst, deshalb wehre ich 
mich.“ Auf der Protestversammlung 
sagten die Fraktionsvorsitzende der 
GRÜNEN im Gemeinderat, Muhterem 

Bürgerpr otest in Stuttg ar t
Trotz guter Versorgung wurde ein weiterer Sendemast in Stuttgart errichtet. 
Auch zwei Schulen betroffen

Anwohner der Bebelstraße demonstrieren 
gegen den neu errichteten Telekom-Mast
auf dem Wohnhaus.

Aras, und die Bezirksbeirätin Doris 
Hensinger (SÖS) den Bürgerinitia-
tiven weiter die volle Unterstützung 
zu.         Text/Bild: Peter Hensinger

gesenkt werden. Erst kürzlich haben 
die Lichtensteiner  aufgrund massiver 
Einwände der Mobilfunkindustr ie 
von einer Senkung der Grenzwerte 
Abstand genommen. Immerhin, der 
Grenzwert in Lichtenstein ist auch 
jetzt schon 100 mal niedriger als in  
Frankreich und Deutschland.

Keine Angst vor Funklöchern
Offenbar hat man in Frankreich keine 
Angst vor Funklöchern. Unter den Teil-
nehmern sind Städte wie Cannes, Gre-
noble, La Rochelle, Strasbourg, Thiers 
und Stadtteile von Paris. Frankreichs 
Bürgermeister schicken aufgrund der 
hohen Teilnehmerzahl ein deutliches 
Signal nach Paris und zeigen ein stei-
gendes Bewusstsein gegenüber der 

wachsenden Strahlen-belastung der 
Bevölkerung. Erste Ergebnisse wer-
den im zweiten Quar-tal 2010 erwar-
tet.
                                Text/Bild Next-up Organisation



Berlin. Nur noch die Hälfte der frei-
beruflichen Journalisten könnten von 
ihrem Einkommen leben, berichtet 
der Deutsche Journalisten-Verband. 
Freie Journalisten versuchen auf der 
TUI-Messe einen Sponsor zu finden 
für ihre nächste journalistische Reise. 
Einige von ihnen wechseln ganz die 
Seite. Zum ersten Mal, meldet der 
Mediendienst kress report, gebe es in 
Deutschland mehr Pressesprecher als 
Journalisten.

Meinungshoheit gewinnen
Auf dem Kommunikationskongress 
am Alexanderplatz in Berlin referiert 
die Mobilfunklobbyistin Una Groß-
mann. Wie bestimmt man das, was in 
der Zeitung steht? Es gehe darum, die 
Meinungshoheit zu gewinnen, sagt 
sie, »Journalisten dazu zu bringen, 
dass sie unser Ziel kommunizieren – 
und zwar im redaktionellen Teil, nicht 
in den Anzeigen«.
Wie man das macht? Man biete 
Lokalsendern Hörfunkbeiträge an, 
»die kosten nicht viel«, ein paar O-
Töne, dazu Vorschläge für die An- und 
Abmoderation. Wichtig sei es, die 
Inhalte zu lancieren, aber den Ab-
sender zu verschleiern. Am beliebtes-
ten sei das “Rundum-sorglos-Paket”: 
fertige Texte, die Redaktionen nur 

Pressespiegel
Ausschnitt aus einem Artikel 
von DIE ZEIT vom 26.11.2009, 
Nr. 49, der eindrücklich zeigt, 
wie abhängig die Medien von 
der Wirtschaft sind bzw. glau-
ben es zu sein:

noch abdrucken müssten, aufbereitet 
mit Infografiken, Protagonistenfotos, 
Experteninterviews. Ihr Arbeitgeber 
finanziere auch Ärztefortbildungen, 
und diese Ärzte könne man dann als 
Experten interviewen.
“Ich nutze Tageszeitungen, Frauen-
zeitschriften, Fachmedien”, sagt Una 
Großmann. “Es war nie einfacher als 
heute.”
Die Gleichung ist simpel: Je schwächer 
die Redaktionen, umso leichter haben 
es die Marketing-Abteilungen. In 
Regensburg gibt es inzwischen einen 
eigenen “Ar t ikeldienst”, der  die 
Zeitungen der Region mit Texten und 
Bildern versorgt – kostenlos. Die 
Firma obx-news gibt sich als Nach-
richtenagentur, wir d aber von der PR-
Agentur NewsWork und diversen 
“Partnern” wie dem Tourismusver-
band Oberbayern gesponsert. Ein 
Themenspezial des Focus wurde vom 
Finanzdienstleister AWD gesponsert 
– und AWD-Berater Bert Rürup im 
redaktionellen Teil freundlich inter-
viewt . Im stern lag in diesem Herbst 
ein 28-seitiges »Ikea-Special« bei, 
finanziert vom Möbelhaus und pro-
duziert von der Redaktion der Bri-
gitte. Eine Hommage zum 30. Ge-
burtstag des Billy-Regals. Billy habe 
einen  »unschlagbaren  Preis«, 
schwärmten die Journalisten.
Dies sei sicher ein Grenzfall, sagt 
Bernd Buchholz, der Vorstandschef 
des Verlages Gruner + Jahr, zu dem die 
Zeitschriften stern und Brigitt e ge-
hören. “Aber da gibt es formal nichts 
zu beanstanden.“

HLV Anmerkung
Arbeitgeber von Frau Großmann ist das 
IZMF, die Vereinigung aller Mobilfunk-
betreiber mit Sit z in Berlin.

Kommentar
Alle Jahre wieder

Anfang Dezember erschien bundes-
weit ein Artik el mit der zenralen 
Aussage: Kein Krebs durch Handy-
strahlung. Auch in der Fuldaer Zei-
tung stand ein entsprechender Be-
richt . Wieder eine dänische Studie, 
die beweisen soll, dass Handys keinen 
Hirntumor verursachen. Und wieder 
kurz vor Weihnachten. Damit das 
mobile Weihnachtsgeschenk ohne 
schlechtes Gewissen an die Lieben, 
besonders an Kinder, verschenkt 
werden kann. Die Aussage wurde 
aber  von dem Inst i tut und den 
Forschern um Studienleiterin Deltour 
so gar nicht getroffen. Richtig wäre 
gewesen:

Deltour et al. unt ersucht en den 
Zeitr aum von 1998 bis 2003 und 
stel len fest: Es kann keine Er -
höhung der Krebsrate festgestellt 
werden, weil der zugrunde gelegte 
Nutzungszeitr aum der Mobilfunk-
kommunikation zu kurz ist , um 
gesichert e Aussagen zu machen. 

Das hört sich schon ganz anders an. 
Mobiles Telefonieren hat sich erst seit 
Mitt e der 90er Jahre flächendeckend 
durchgesetzt und wurde aufgrund 
hoher Kosten nur selten angewandt.
Die Nutzer, die schon damals das 
Handy beruflich sehr oft nutzten 
(Firmenhandy), wurden bei  der  
Studie gar nicht berücksichtigt. Heute 
ist das Handy Mitt elpunkt und zu 
jeder Tag- und Nachtzeit aktiviert . 
Dass sich Karzinome erst nach Jahren 
und Jahrzehnten einstellen, wir d in 
der DPA-Meldung außer Acht ge-
lassen. 
Es sei denkbar, dass sich die Effekte 
erst nach einem längeren Zeitraum 
zeigen oder dass die Auswertung zu 
grob war, schreiben Isabelle Deltour 
von der Dänischen  Gesellschaft für 
Krebsbekämpfung in Kopenhagen 
und ihre Kollegen. Und sie fordert 
selbst weitere differenzierte Studien. 
Das erfährt man in dem Pressebericht 
aber nicht. Dieser Teil der Studie 
wurde wissentlich weggelassen. Das 
ist unser iös und schlecht , wenn 
überhaupt, recherchiert. Die Meldung 
wird zur  industr iegefäll igen und 
gesundheitsschädigenden Desinfor-
mation. Wer steckt da wohl dahinter?

Markus Hofmann

Hat uns der 
Österr eicher
etwas voraus?

Bild: graue eminenz

Fundstück im Netz

Club “Donau”, Wien
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Handystrahlung lässt 
Hirnkr ebsrisik o st eigen

SZ: Viele Kinder wünschen sich zu 
Wei hnachten ei n  Handy. Was 
halt en Sie davon?
Dr. Mutt er: Würden Sie Ihrem Kind   
zwei kg Zigaretten zu Weihnachten 
schenken? Aber Spaß beiseite, die 
wissenschaft l ichen Daten zeigen 
eindeutig, dass Handytelefonieren 
mindestens genau so gefährlich ist, 
wie das Zigarettenrauchen. Bei Kin-
dern ist der schädliche Effekt noch 
höher. Darauf hat ja die oberste 
europäische Umweltbehörde oder die 
russische Strahlenschutzkommission 
mehr fach hingewiesen und vor  
Handys und anderen Funkinforma-
tionssystem gewarnt.
Dies zeigen jetzt auch die neuesten 
Ergebnisse der bisher größten und 
aufwändigsten Studie der Geschichte 
zu diesem Thema (WHO Studie) oder 
andere Studien: Junge Erwachsene, 
welche in ihrer Kindheit oder Jugend 
mit dem Handy telefonierten, haben 
ein 5,2 fach erhöhtes Risiko an einem 
bösartigen Hirnkr ebs zu erkranken, 
im Vergleich zu einer Kontrollgruppe, 
welche nie mit dem Handy telefo-
nierte. In Wirk lichkeit dürfte das 
Hirnkrebsr isiko aber noch höher 
liegen, da die benutzte Kontroll-
gruppe ja nicht völlig strahlenfrei 
lebte, und somit die Unterschiede der 
Krankheitshäufigkeiten verwässert 
wurde. Die Kontrollgruppe hat zwar 
nicht oder nur wenig mit dem Handy 
telefoniert , aber war anderen  tech-
nischen Mikrowellenstrahlungen aus 
Schnurlostelefonen,  Mobilfunksen-
dern und schnurlosen Internetsen-
dern (WLAN) ausgesetzt. Weiterhin 
waren sie unendlich oft "Passivtele-
fonierer", das heißt, sie waren den 
Strahlungen ausgesetzt, welche von 
Handytelefonierer in einem Umkreis 
von etwa 300 Metern ausgesendet 
wurden. Mehrere Forschungen der 
Universität Lund in Schweden haben 
z.B. gezeigt, dass die Handystrahlung 
aus einer Entfernung von 1,80 m noch 
schädlicher ist auf die Blut-Hirn-

Schranke und Gehirnproteine. Die 
Kinder  haben heutzutage keine 
Chance mehr zu leben, ohne dieser 
technischen Strahlung ausgesetzt zu 
sein. Denken Sie nur an Schulen, wo 
bald praktisch jedes Kind ein Handy 
trägt und benutzt oder in den Schulen 
DECT-und WLAN Anlagen in Betrieb 
sind. 
Handys, WLAN, Mobilfunksender und 
auch Schnurl ostelefone senden ja 
auch, wenn nicht  telefoniert wir d 
oder nicht gesurft wir d.
Wohlgemerkt , der schädliche Effekt 
zeigt sich schon nach einer Anwen-
dungsdauer von zehn Jahren. Um die 
Schädlichkeit von Zigarettenrauchen 
zu beweisen, benötigen Sie 20-40 

Jahre Beobachtungsdauer. Und da 
würden Sie auch eine unbelastete 
Kontrollgruppe nehmen, die nie Ziga-
rettenrauch ausgesetzt war. Dann ist 
der  Unterschied und der  Effekt 
größer. Leider finden Sie zu aber 
keine unbestrahlte Kontrollgruppe 
mehr. Alle Menschen, fast weltweit 
(es gibt weltweit etwa 4 Milliar den 
Handys), sind dieser Strahlung rund 
um die Uhr ausgesetzt. In Deutsch-
land bestehen 100 Millionen Handy-
vertr äge, mehr als Einwohner, und 
über 200.000 Mobilfunksendean-
lagen. Brisant an der ganzen Sache ist 
ja auch, dass die Gesundheitsrisiken 
durch Mobilfunk nicht versicherbar 
sind. Die Versicherungskonzerne 
schätzen das Gesundheitsrisko des 
Mobilfunks zu hoch ein.
Aus einem zweiten Grund sind Han-
dys nicht zu empfehlen, falls Sie noch  
einen Grund für die Leser suchen: Für 
die Elektronikbauteile benötigt man 
das Element Tantal. Davon gibt es auf 
der Erde aber wenig, bzw.  haupt-
sächlich in Afrika. Für den Tantal-
abbau werden aber die dort ansässi-
gen Völker vertrieben oder ermordet 
und die Abbaugegenden weiträumig 
mit giftigen Substanzen verseucht. 

Jedes Handy ist also auch ökologisch 
und sozial eine Katas-trophe. Man 
weiß auch, dass Kinder, welche 
Handys benutzen, weniger soziale 
Kontakte und soziale Fertig-keiten 
aufweisen, als Kinder ohne Handys. 
Die Kinder heute sitzen ja schon ein 
Großteil ihrer Lebenszeit, die sie 
sinnvoller z.B. in der Natur einsetzen 
könnten, vor elektroni-schen Medien 
und eben auch am Handy.
SZ: Warum sind Handystr ahlen vor 
al lem für  Kinder  gesundhei ts-
schädlich? Gibt es Studien, die das 
belegen?
Dr . Mut t er : Es i st  w icht ig zu 
erwähnen, dass auch bei Erwach-
senen schädliche Effekte beobachtet 
werden können. Aber heute sind 
Föten schon betroffen. Ein Teil der 
Studien hat nämlich untersucht, wie 
der Gesundheitszustand von Kindern 
ist, dessen Mütter in der Schwanger-
schaft das Handy benutzten. Das 
brisante Ergebnis: Die im Mutterleib 
bestrahlten Kinder litt en häufiger an 
Aufmerksamkeitsstörungen, als ihre 
vorgebur t l ich unbestrahlten Ge-
nossen. Und auch Säuglinge können 
stark belastet sein: Durch Baby-
phones. Die senden 24 Stunden eine 
digital gepulste Mikrowellenstrah-
lung aus. Säuglinge und Kinder haben 
ein Gehirn, welches sich im Wachstum  
befindet. Und jedes schnell wach-
sende Gewebe reagiert empfindlicher 
auf die Strahlung. Weiterhin ist der 
Schädelknochen von Kindern noch 
nicht dick verkalkt, so dass in ein 
Kinderhirn mehr Strahlung eindringt , 
als in ein Erwachsenengehirn. ... Die 
Grenzwerte schützen aber nicht vor 
den biologischen Wirkungen der 
Handystrahlung. Und da gibt es 
bezügl i ch der  Schädigung der  
menschlichen Erbsubstanz, also der 
DNA, keinen Unterschied zwischen 
radioaktiver Gamma-Strahlung, und 
Handystrahlung. Beide Strahlungs-
arten führten zu denselben Erb-
substanzschäden. Dies wurde in einer 
von der EU geförderten Studie an 14 
europäischen Forschungszentren 
eindeutig bewiesen und neuerdings 
nochmals bestätigt.  
Wir wissen ja seit einiger Zeit, dass 
niedrig dosierte radioaktive Strah-
lung, welche nicht zu einer  Er-
wärmung oder zu Verbrennungen 
führt , doch aber erst nach Jahrzehn-
ten tödlich sein kann, ohne das eine 
Thermische Wirkung, also Erhitzung, 
stat t findet . Es ist , gel inde aus-
gedrückt, schon ziemlich eigenartig, 

Pressespiegel
Ausschnitt aus einem Artikel 
der Schwäbischen Zeitung vom 
11.12.2009, Interview mit  
dem Umweltmediziner Dr. med. 
Joachim Mutter

“Jedes Handy ist 
also auch 
ökologisch und 
sozial eine 
Katastr ophe.”
Dr. Joachim Mutter
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dass die Grenzwerte für  Handy-
strahlung nur gegen die Überhitzung 
schützt, aber nicht vor Langzeit-
folgen. 
Neben Schäden der  Erbsubstanz 
wurden aber auch Hirnstromver-
änderungen, die vermehrte Bildung 
von schädlichen Freien Radikalen im 
Körper, Hormonveränderungen und 
vieler lei Befindlichkeitsstörungen, 
sowie Schäden an menschlichen 
Samenzellen, durch Handystrahlung 
bewiesen. Es verwundert also nicht, 
dass unsere Kinder immer häufiger 
unter Verhaltensstörungen und Ent-
wicklungsstörungen leiden, die vor 
30 Jahren praktisch noch unbekannt 
waren. Alleine wegen ADS/ ADHS 
(Aufmerksamkeitsdefizitsysndrom) 
schlucken deutsche Kinder pro Jahr 
schon über 2000 kg Ritalin, eine 
Psychodroge. Und etwa ein Dritt el der 
deutschen Kinder leiden an Ver-
hal tensstörungen ( laut  Umwelt -
bundesamt Berlin, 3.10.09), und viele 
an Kopfschmerzen (laut RKI-Kinder-
Studie)... Übrigens nehmen gerade 
auch tödl iche Gehirnkrebse bei  
Kindern deutlich zu und haben sogar 
die Blutkrebshäufigkei t , welche 
selbst auch ansteigt, fast überholt. 
Eine neueste Studie an Ratten, welche 
von der Universität Leuven in Belgien 
durchgeführ t wurde, hatte sogar 
gezeigt, dass Handystrahlung süchtig 
macht, und ... zum vorzeitigen Tod der 
bestrahlten Ratten führt .
SZ: Welche Krankheit en können 
Ihr er Meinung nach dur ch Handy-
str ahlen  entst ehen?
Dr . Mut t er : Nach der zei t i gem 
Wissensstand können tatsächlich 
einige Beschwerden und  Krank-
heiten durch die Handystrahlung 
ausgelöst oder verstärkt werden: 
Kopfschmerzen, Tinnitus, Schlafstör-
ungen. Blutdruckprobleme, psy-
chische Krankheiten, Erregtheit trotz 
chronischer Müdigkeit, Kopfdruck, 
Sehstörungen, Asthma, Schlafstör-
ungen, Verhaltens- und Entwick-
lungsstör ungen im Kindesal ter, 
Infektanfäll igkeit , Nervenschäden, 
Stoffwechselerkrankungen, Konzen-
trationsstörungen, Gedächtnispro-
bleme, Infektanfäll igkeit  und als 
schlimmste Konsequenzen neuro-
degenerat ive Erkrankungen und 
Krebs. Dies wurde von der russischen 
Strahlenschutzkommission im Jahre 
2008 veröffent l icht . Alterskrank-
hei ten wer den immer  jünger e 
Menschen treffen und die durch-
schnittliche  krankheitsfreie Lebens-

erwartung wir d nach Ansicht von 
unabhängigen Experten schon in den 
nächsten Jahzehnten drastisch ab-
nehmen. Übrigens hat der Anteil an 
psychischen Erkrankungen sich in 
den letzten zehn Jahren verdoppelt. 
Chronische Krankheiten sind für über 
80% der Ausgaben im Gesundheits-
wesen verantwortlich und der größte 

Teil davon ist durch exogene Fak-
toren, also durch Schadfaktoren aus 
der Umwelt oder Ernährung, verur-
sacht. Nur ein geringer Teil wir d 
durch Gene verursacht. ...
SZ: Wenn Kinder nur ab und zu mit 
dem Handy telefonier en, ist das 
genauso riskant wie wenn man 
täglich länger damit telefoniert?
Dr . Mut t er : Nun, weni ger  zu 
telefonieren ist schon gesünder. Das 
ist ähnlich wie beim Rauchen: eine 
pro Tag macht nicht so viel, wie 20 pro 
Tag.
SZ: In Frankr eich soll Schülern 
unt er 15 Jahren verboten werden, 
ihr Handy in der Schule zu be-
nutzen. Wie sieht es in ander en 
Ländern Eur opas aus?
Dr. Mutt er: In Frankreich wir d sogar 
über ein generelles Handyverbot für 
Kinder diskutiert . ... In Frankreich 
mussten Mobi l funkbetreiber  auf 
Gerichtsbeschluss Ihren Handy-mast 
abbauen, weil die Anwohner sich vor 
Gesundheitsschäden fürchteten. ... 
Die österreichsche Ärzte-kammer 
warnt schon seit Jahren vor den 
Gesundheitsgefahren von Mobil-funk 
und anderen Funksystemen, und die 
Europäische Umweltagentur hat ihre 
Warnung von 2007 jetzt noch-mals 
eindringlich bekräftigt . Außer-dem 
sprach sich die Mehrheit des EU-
Parlamentes 2008 für eine Reduzie-
rung der Grenzwerte aus und Immo-
bi l ienfachhändler  belegen, dass 
Immobilien  mit Sichtkontakt zu 
Handymasten schlecht verkauft wer-

“Alleine wegen 
ADS/ADHS 
schlucken deutsche 
Kinder pr o Jahr 
schon über 2000 
kg Rit alin, eine 
Psychodroge”.
Dr. Joachim Mutter

den können. In skandinavischen 
Ländern ist die Krankheit "Elektro-
sensibi l i tät " anerkannt  und Be-
troffene haben die Möglichkeit, in 
funkarme Oasen zu  ziehen, wo sie ein 
normales Leben führen können. 
Natürlich wehrt sich die Mobilfunk-
industrie mit Macht gegen mobilfunk-
kr it ische Stimmen. Auch werden 
mobilfunkkr it ische Studien ange-
griffen oder deren Autoren denun-
ziert . Als Beispiel mag hier Prof. 
Lerchel, Mitglied unserer Strahlen-
schutzkommission, und bekannter 
Handybefürworter stehen, der mobil-
funkkritische Studien aus Österreich, 
als "gefälscht" bezeichnete. Dies löste 
einen medienwir ksamen Skandal aus, 
der mit Unterstützung des Rektors 
der Universität Wien fast zu dem 
Rückzug dieser  Studien führ te. 
Mittlerw eile wurde der Fall aber auf-
geklärt und als Finte der Mobilfunk-
industrie, um ihre unangenehmen 
Studienergebnisse zu beseitigen, ent-
larvt . Trotzdem wurde der Ruf der 
mobilfunkkritischen Wissenschaftler 
durch die angezettelte Medienkam-
pagne, in der  Spitze durch den 
mobilfunkfr eundlichen "Spiegel", so 
geschädigt , dass er  durch eine 
Richtigstellung wohl nur  schwer 
wiederhergestellt werden kann.
Dass sich die Mobilfunkindustrie mit 
allen Mitt eln wehrt, ist aber ver-
ständlich, denn es geht buchstäblich 
um das Überleben dieses wohl welt-
weit neben der  Pharmaindustr ie 
mächtigsten Industriezweiges: Man 
fürchtet ähnliche Szenarien wie bei 
Asbest, Holzschutzmittel und Tabak: 
Verbot und eine unendliche Prozess-
welle von Geschädigten. Allerdings 
sind in USA schon die ersten Gerichts-
prozesse von Hirntumoren durch 
Handystrahlung erfolgreich durchge-
führt worden. Die Mobilfunkindustrie 
und die zahreichen von Ihnen ab-
hängigen Experten geben mit Unter-
stützung der großen Funk-und Print-
medien absolute Entwarnung und 
Unbedenklichkeitserklärungen.
Die von Ihnen gegründete For -
schungsgemeinschaft Funk und das 
IZMF (Informationszentrum Mobil-
funk e.V.) gibt sogar in Ärztesemi-
naren, die von den Ärztekammern 
akkreditiert sind, Entwarnung und 
stellen Strahlenschäden als einge-
bildet und psychisch bedingt dar. Die 
besten Studien, welche im Rahmen 
des  deutschen  Mobi l funkfor -
schungsprojekt (DMF) geplant waren, 
wurden auf Druck der Netzbetreiber 
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nicht  durchgeführ t . Stat tdessen 
wurde das Geld für  "Risikokom-
munikationsforschung" ausgegeben, 
für Kurzzeitversuche, und metho-
disch schlechte Untersuchungen zum 
Phänomen der Elektrosensibilität. 
...Die meisten der durch die Mobil-
funkindustr ie finanzierten Studien 
geben ja Entwarnung... ...Die Öster-
reichsche Ärztekammer  und ein 
Übersichtsartikel in der Zeitschrift 
"Lancet" kommen zu folgendem 
Schluss: "Wenn Handys ein Lebens-
mittel wären, würden sie sofor t 
verboten.”

Wien. Ärztekammerpräsident Walter 
Dorner appelliert in der Medien-
mitt eilung vom 06.12.2009 vor allem 
an die Eltern, der  "all jähr lichen 
Werbeschlacht   der  Mobi l funk-
industrie vor Weihnachten" nicht zu 
unterliegen und Handys an Kinder 
und Jugendliche nicht zu verschen-
ken. Der Referent für Umweltmedizin 
der Ärztekammer für Wien, Erik 
Huber, weist darauf hin, dass erst 
kürzlich  eine  italienische, eine 

Ärzt ekammer Wien: 
unter dem Weihnachtsbaum" 

"Keine Handys

schweizer  und eine chinesische 
Arbeitsgruppe  die  Arbeiten des 
Wiener  Arbeitsmediziners  Hugo 
Rüdiger im Rahmen der so genannten 
"Reflex"-Studie über die biologische 
Wirkung elektromagnetischer Strah-
lung wieder bestätigt hätten. Huber 
appelliert auch an die Erwachsenen, 
sich weiterhin nach den von der 
Ärztekammer herausgegebenen "10 
medizinischen Handyregeln" zu 
orientier en.           PM Wiener Ärztekammer

Kurzmeldungen
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Etappensieg gegen T-Mobile Ausschnitt aus einem Artikel von 
Merkur online (as)

Mobilfunk anlage auf Eis gelegt

Auch nach Weihnachten Grundsätzlich keine Handys für Kinder 

Uffing . Im Streit um die Mobilfunk-
anlage auf dem Bahnhofsdach hat die 
Gemeinde Uffing einen Etappensieg 
errungen: Die Antenne darf vorerst 
nicht in Betrieb genommen werden. 
Die Empörung unter Anwohnern war 
groß, als die  Deutsche Telekom Mitt e 
April auf dem Uffinger Bahnhofsdach 
eine Mobilfunk-Antenne err ichten 
ließ.  
Denn nur wenige Stunden zuvor hatte 
der Gemeinderat eine Veränderungs-
sperre erlassen. Diese wurde aller-
dings im Schaukasten der Kommune 
erst öffentlich bekannt gemacht, als 
Monteure bereits mit der Installation 
begonnen hatten. Das Landratsamt 
stoppte die Arbeiten. Die Deutsche 
Funkturm GmbH, die als Telekom-
Tochter solche Mobilfunk-Anlagen 
plant und err ichtet, zog vor das 
Bayerische Verwaltungsgericht – und 
bekam Recht. Ein herber Rückschlag 
für die Gemeinde. Doch die ließ nicht 
locker und ging in Berufung – mit 
Erfolg. 

Planungshoheit höher bewert et
Denn die nächst höhere Instanz, der 
Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 
wer tete in einem Beschluss die 
Planungshoheit der Gemeinde höher 
als die Interessen des Bauherren und 
erklär te die Baueinstel lung für  
rechtens. Laut dem Münchner Rechts-
anwalt  Frank  Sommer,  der  die 

Gemeinde in der Angelegenheit ver-
tritt , darf nun die Mobilfunk-Anlage 
auf dem Bahnhof weder fertiggestellt 
noch betrieben werden. 
„Jetzt ist alles auf Eis gelegt“, erklärt 
der Experte. Nun müsse die Gemeinde 
den Bebauungsplan für das betroffe-
ne Wohngebiet erneuern und den Be-
tr ieb von solchen Anlagen aus-
schließen. 
Wenn dieser Bebauungsplan rechts-
kräftig ist, dann müsse T-Mobile die 
Antenne abmontieren. Allerdings 
könne die Kommune nicht einfach 
Mobilfunk generell verbieten. Sie 
müsse Alternativstandorte vorschla-
gen, um die Versorgung zu gewähr-
leisten.
Fest steht: Die Gemeinde will einen 
Fachmann  vom  Umweltinstitut 
München beauftragen, um mögliche 
Antennen-Standor te ausfindig zu 
machen. Diese sollten im Außen-
bereich liegen, betont der Rathaus-
Chef. Ziel müsse es sein, die Belastung 
der Bevölkerung durch Mobilfunk-
Strahlung so gering wie möglich zu 
halten. Im Ort setze er  auf die 
„Solidarität“ der Bürger, keine Ver-
träge mit Mobilfunkanbietern zur 
Errichtung von Antennen auf Haus-
dächern zu unterzeichnen. Der Stand-
ort am Bahnhof sei für solch eine 
Anlage völl ig ungeeignet , betont 
Wintermeier, da es sich um ein 
Wohngebiet handle. 
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è Chaos Comput er Club knackt Ver-
schlüsselungs-Code für GSM-Netze. 
Das Verfahren der Hacker ermögliche 
es gut ausgestatteten Laien, ver-
schlüsselte Handytelefonate mit-
zuhören, so der Chef der britischen 
Sicherheitsfirma Cellcrypt Simon 
Bransfield-Garth.

è 21 Mi l l i onen Eur o gibt  di e 
Bundesr egi er ung  für  sichere 
Handys für Bundesbeamte aus. Die so 
genannten Krypto-Handys sollen 
Kommunikationssicherheit sowohl 
beim Telefonieren als auch bei der 
Datenüber tragung gewähr leisten. 
Das Geld stammt aus dem Konjunk-
turpaket II.

è



Brescia. Zum ersten Mal in der 
i talienischen Geschichte, hat ein 
Arbeitsgericht die Krankheitsursache 
eines Mannes als berufsbedingt  
anerkannt, eines Chefs einer Firma in 
Brescia. Er benutze täglich über viele 
Stunden ein Handy und ein DECT 
Schnurlos-Telefon über insgesamt 
zehn Jahre. Der Mann, Innocenzo 
Marcolini (57), hatte einen gutartigen 
Tumor am Trigeminus. 

Operation rett e sein Leben
Eine Operation rettete sein Leben, 
aber die Konsequenzen für seine 
Lebensqualität sind erheblich. Teil-
weise wir d er finanziell entschädigt.  
Die Italienische Arbeitsversicherung 
INAIL, die 80% seiner Behinderung 
anerkennt, die durch seine Tätigkeit 
verursacht wurde, muss zahlen.  Dies 
ist das erste Mal, dass ein Gericht den 
direkten Zusammenhang und die 
daraus folgenden Behinderung, in-
folge von berufsbedingter Strahlungs-
belastung durch elektromagnetische 
Felder (EMF) anerkennt. Die Infor-
mat ion über  diesen Ger ichtsfal l  
stammt vom Biologen Angelo Levis, 
Professor für Mutagenese an der 
Universität von Padua, eine aner-
kannte Autorität für Effekte von EMF 
(elektromagnetischen Feldern) auf 
die menschliche Gesundheit.

Ähnliche Fälle bekannt
Zusammen mit Giuseppe Grasso, 
einem Gehirnchirurgen aus Brescia, 
war Levis als Gutachter für den Kläger 
geladen. Er erinnert sich, dass er vor 
drei  Jahren von zwei  Personen 
kontaktiert wurde, die eine  Marco-
linis sehr ähnlichen Tätigkeit aus-
übten. Während sie mit der rechten 
Hand schr ieben, hielten Sie das 
Telefon an das linke Ohr. Der Mann 
aus Cremona bekam einen bösartigen 
(malignanten) Tumor, während der 
Mann aus Brescia einen gutartigen 
Tumor im Bereich des Trigeminus 

(Überbein) entwickelte. In beiden 
Fällen entwickelte sich der Tumor an 
der  l inken Gesichtshälfte. Levis 
bereitete seine Beweise mit Hilfe von 
Daten aus der wissenschaftlichen 
Literatur vor, sein Report wurde 
zusammen mit dem des Gehirn-
chirurgen, der die verschiedenen 
Operationstechniken beschrieb, prä-
sentiert. 

Bestätigung dur ch unpart eiische 
Gutachter
Die als dritt e Partei vom Gericht 
ernannten Gutachter bestätigten die 
Gültigkeit ihres Reports und vor 
einigen Tagen wurde der kausale 
Zusammenhang von Strahlenbelas-
tung und Gesundheitsschäden vom 
Ger icht endgült ig anerkannt. Die 
genauen Gründe für diese Entschei-
dung sind noch nicht  bekannt , 
werden aber in drei Wochen ver-
öffentlicht. Zudem wird sich der 
oberste Gerichtshof mit dem Fall 
beschäftigen. In jedem Fall ist das, was 
beim Arbeitsger icht von Brescia 
passierte,  sensationell.
„Berücksichtigt man die Tatsache, das 
es keine Literatur zum Thema gibt, 
hat das Gericht die Behauptung der 
beauftragten Experten akzeptiert, das 
es eine plausible Beziehung zwischen 
Gesundheitsschäden und Elektro-
magnet ischen Feldern gibt .“, so 
Professor Levis. Er fügt hinzu: “Solche 

Arbeitsunfähigk eit : Gericht macht
Handy-Nutzung verant wor tlich
Italien Erstmals wird 
Schädigung durch 
elektromagnetische 
Strahlung anerkannt. 

Next-up, Donata Bonometti 

Fälle werden immer häufiger, aber 
sehr wenige Ärzte sind über diese 
Tatsachen informiert .“ 

Zu wenige Epidemiologen
Valerio Gennaro, Epidemiologe aus 
Genua, der den Richterspruch aus 
Brescia  hocher freut  begrüßte, 
kommentiert: „Heutzutage gibt es 
immer weniger Epidemiologen. Am 
Institut von Genua sind wir fünf, alle 
haben befristete Arbeitsvertr äge, als 
ob diese unerlässliche Arbeit zur 
Prävent ion nicht  wicht ig wäre. 
Selbstverständlich ist unsere Arbeit 
nicht nur das Sammeln von Daten, 
sondern deren Interpretation, um zu 
verstehen, warum Menschen krank 
werden.“ Professor Levis fügte hinzu, 
dass es eine Mi l l ion Fäl le von 
Gehirntumor jedes Jahr auf der Welt 
gibt. “Berechnungen zeigen, dies ist 
eine Erkrankung mit zehn Jahren 
Latenz, so dass, wir erst jetzt langsam 
beginnen die ersten Daten über die 
Konsequenzen bestimmter  Ange-
wohnheiten (Mobilt elefonie) zu er-
halten“. Sehr bald werden wir die 
Effekte extremer Benutzung von 
Handys durch junge Menschen, wie 
solcher, die schon mit acht Jahren ein 
Handy in ihrem Schulranzen mit sich 
trugen, kennen. Ich fürchte, diese 
werden gravierend sein.” 

Berufliche Viel-Telefonierer haben in Italien bei gesundheitlichen Schäden durch 
Mobiltelefone  gute Chancen auf Berufsunfähigkeitsrente. Ein schwacher Trost, aber ein 
Meilenstein in der Rechtsprechung.
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Fulda. „Wir stimmen Herrn Lenders 
(FDP) in vollem Umfang zu, dass 
neben Straßen, Wasser und Abwasser 
eine Versorgung mit schnellem DSL 
zur Grundversorgung im ländlichen 
Raum gehören sollte.“ äußert der 
Sprecher  der  Bürgerwelle Rhön 
Markus Hofmann. Die digitale Kluft 
zwischen Stadt und Land müsse 
überwunden werden. Dabei sei es 
von herausragender Bedeutung, dass 
nicht wie in Hofbieber praktiziert, der 
für die Mobilfunkbetreiber kosten-
günstigste sondern der für die Bürger 
gesundheitsvertr äglichste Weg ein-
geschlagen werde. 

Glasfaser ist der beste Weg
Um die Gesundheit der Bürger zu 
schützen sei eine innerörtliche DSL-
Versorgung  über Kabel statt Funk 
anzustreben. Andere europäische 
Länder machen es Deutschland vor. 
„Österreich wird 2010 über eine 
Milliar de Euro für Glasfasertechnik 
ausgeben und rechnet mit tausenden 
von Arbeitsplätzen, die dadurch 
geschaffen werden“, so Hofmann. 
 Die Bürger müssten von öffentlicher 
Seite auch über die gesundheits-
schädlichen Nebenwir kungen der in 
Hofbieber zur DSL-Versorgung getes-
teten Mobilfunk-Technik informiert 
werden um sich so ein eigenes Bild 
machen können. In Hofbieber handelt 
es sich um UMTS-Mobilfunkstrah-
lung. 

In Zukunft LTE statt UMTS ?
In naher Zukunft werde der UMTS-
Strahlung dann die neueste Mobil-
funktechnologie LTE (Long Term 
Evolution) folgen. Dies deutete nach 
Aussage der BI  im Juli 2009 der 
hessische Wirtschaftsminister Dieter 
Posch in der Antwort auf eine kleine 
Anfrage im Landtag an. Diese 
Mobi lfunk-Strahlung der  vier ten 
Generation sei ebenso wenig wie 

DSL-Pilotversuch
in Hofbieber ist
ein Irr weg
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Landkreis Fulda  Gemeinde Hofbieber setzt auf UMTS um die 
Bevölkerung mit DSL zuversorgen. Für die Bürgerwelle Rhön der 
falsche Weg

UMTS auf gesundheitliche Vertr äg-
lichkeit getestet. Der häufig ange-
wandte Vergleich dieser Mobilfunk-
Strahlung mit Radiowellen sei eine 
gravierende Verharmlosung.

Ideal zur Gebäudedurchdringung
Nach Aussage des zuständigen 
Vodafone-Projektleiters während der 

Informationsveranstaltung der Ge-
meinde Hofbieber sei die im Pilotver-
such getestete Strahlung zur „Gebäu-
dedurchdringung“ geeignet. So sei 
der Mensch dieser Mobilfunk-Strah-
lung rund um die Uhr und überall in 
seinen eigenen vier Wänden aus-
gesetzt. Dies sei wegen der jetzt schon 
bekannten Gesundheitsrisiken ins-
besondere für  Kinder  und al te 
Menschen völlig inakzeptabel. 

Proteste zeigten Wir kung
Dass Bürgerprotest gegen solche 
Versuche am Menschen sich lohnen, 
zeige sich am Beispiel Flieden. Neben 
Hofbieber stand seinerzeit auch die 
Gemeinde Flieden für diesen UMTS-
Mobilfunk-Test zur Auswahl. Auf-
grund der ablehnenden Haltung der 
Fliedener Bevölkerung zu Mobilfunk 
wurde jedoch davon Abstand ge-
nommen.                   Text: Bürgerwelle Rhön

Digit ale Dividende
Die zunehmende Digitalisierung der bisher alanogen Fernsehkanäle schafft 
Platz für weitere digitale Kanäle, über die man DSL anbieten kann. Anbieter 
und Kommunalpolitik er betonen gerne “fr ei gewordenen Rundfunk- und 
Fernsehfrequenzen” und verschweigen schlicht, dass es sich um UMTS, und in 
naher Zukunft auch LTE, dem UMTS Nachfolger, handelt. Die Strahlung ist 
langwellig, dadurch wir d die Gebäudedurchdringung optimiert . 
Bundesweit wurden Gemeinden ausgesucht, die freiwillig beim Pilotprojekt 
mitmachen.

Stichwort:

DSL- Lösung für Flieden
Landkreis Fulda Richtfunklösung nicht optimal, Kernort kommt 
aber ohne weitere Sendeanlagen aus.

Flieden. 
scheint gefunden. 
formationsveranstaltung des künfti-
gen Betreibers Megaaccess bekräftig-
te deren Geschäftsführer Klaus Lan-
defeld, dass für den Kernort Flieden 
keine weitere Sendeanlagen erforder-
lich sind, da eine vorbeiführendes 
Glasfaserkabel im Bereich der Erdgas-
leitung benutzt werden kann. Dieses 
Glasfaserkabel war anscheinend in 
der Gemeinde Flieden nicht bekannt.
Für Ortsteile allerdings sind Point-t o- 
Point Richtfunkstrecken bis zum je-
weiligen Kabelverzweiger vor dem je-
weiligen Ort angedacht. Der Vorsit-
zende der Bürgerinitiati ve mowo e.V., 
Markus Hofmann, verwies auf die Mo-

Eine DSL-Lösung für Flieden 
Während einer In-

bilfunkleitlinie der Gemeinde Flieden, 
die erst 2009 von den Gemeindever-
tretern aller Fraktionen im Gemein-
depar lament beschlossen wurde. 
Sinnvoll wäre es, diese KVZ nicht bei 
den ersten Häusern, sondern bis zu 
300 Meter vom ersten Haus weg zu 
plazieren. Die Anwohner der Ortsteile 
sollen so vor Emissionen geschützt 
werden. Technisch ist das laut Me-
gaaccess möglich. 
Noch sind die Planungen nicht abge-
schlossen, Spielraum also noch vor-
handen. Hofmann forderte, das steti-
ge Ersetzen der Funkstrecke durch 
Glasfaser in dem Vertr ag mit dem Be-
treiber zu fixieren, damit auch die Ge-
meinde Planungssicherheit habe.
                                              Text mowo/wola


